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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zum nationalen Reformprogramm der Niederlande 2015

mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm der Niederlande 2015

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 (iber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

gestitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 16. November 2011 dber die Vermeidung und Korrektur makrotkonomischer
Ungleichgewichte?, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission®,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Am 26. Marz 2010 stimmte der Europdische Rat dem Vorschlag der Kommission zu,
eine neue Strategie fur Wachstum und Beschéftigung (,,Europa 2020%) auf den Weg
zu bringen, die sich auf eine verstarkte Koordinierung der Wirtschaftspolitiken stutzt.
Der Schwerpunkt dieser Strategie liegt auf den Schlisselbereichen, in denen
MaRnahmen notwendig sind, um Europas Potenzial fiir nachhaltiges Wachstum und
Wettbewerbsfahigkeit zu steigern.

(2) Am 13. Juli 2010 nahm der Rat auf der Grundlage der Vorschlage der Kommission
eine Empfehlung zu den Grundziigen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und
der Union (2010 bis 2014) an und am 21. Oktober 2010 einen Beschluss uber
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Leitlinien fir besch&ftigungspolitische MaRnahmen der Mitgliedstaaten. Diese bilden
zusammen die ,integrierten Leitlinien”, denen die Mitgliedstaaten bei ihrer
nationalen Wirtschafts- und Beschéftigungspolitik Rechnung tragen sollten.

Am 8. Juli 2014 nahm der Rat eine Empfehlung zum nationalen Reformprogramm
der Niederlande 2014 an und gab eine Stellungnahme zum aktualisierten
niederlandischen Stabilitdtsprogramm 2014 ab. Am 28. November 2014 legte die
Kommission gemaR der Verordnung (EU) Nr. 473/2013° ihre Stellungnahme zur
Ubersicht tiber die Haushaltsplanung der Niederlande 2015° vor.

Am 28. November 2014 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht’ an, mit
dem das Europdische Semester der wirtschaftspolitischen Koordinierung 2015
eingeleitet wurde. Am selben Tag nahm die Kommission auf der Grundlage der
Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht® an, in dem sie die
Niederlande als einen der Mitgliedstaaten nannte, fir die eine eingehende
Uberpriifung durchzufiihren sei.

Am 18. Dezember 2014 billigte der Europdische Rat die Prioritaten fur einen
Investitionsschub, beschleunigte Strukturreformen und die Fortfiihrung einer
verantwortlichen wachstumsfordernden Haushaltskonsolidierung.

Am 26. Februar 2015 veroffentlichte die Kommission ihren L&nderbericht
Niederlande 2015°. Darin wurden die Fortschritte der Niederlande bei der
Umsetzung der landerspezifischen Empfehlungen vom 8. Juli 2014 bewertet. Der
Landerbericht enthalt auch die Ergebnisse der eingehenden Uberpriifung nach
Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011. Die Kommission gelangt aufgrund
ihrer Analyse zu dem Schluss, dass in den Niederlanden makrodkonomische
Ungleichgewichte bestehen, die politische MaRnahmen und ein Monitoring
erfordern. Die durch die hohe Verschuldung des privaten Sektors bedingten Risiken
bestehen fort und verdienen Beachtung, selbst wenn die jingsten Malinahmen eine
Erholung am Wohnungsmarkt fordern und dazu beitragen werden, das
Hypothekenwachstum einzuddmmen. Wéhrend der hohe Leistungsbilanziiberschuss
zu einem Teil auf strukturelle Charakteristika der niederlandischen Wirtschaft
zurlickzufuhren ist, konnte die Struktur des Renten- und Steuersystems eine
ineffiziente Kapitalallokation bewirken.

Am 30. April 2015 Gbermittelten die Niederlande ihr nationales Reformprogramm
2015 und ihr Stabilitatsprogramm 2015. Um wechselseitigen Zusammenh&ngen
Rechnung zu tragen, wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Die Niederlande unterliegen derzeit der praventiven Komponente des Stabilitats- und
Wachstumspakts sowie der Ubergangsregelung fiir den Schuldenabbau. Laut
Stabilitatsprogramm 2015 plant die Regierung, das Gesamtdefizit 2015 schrittweise
auf 1,8% des BIP abzusenken und bis 2018 weiter auf 0,7 % des BIP
zuruckzufuhren. Die Regierung plant ferner, das mittelfristige Ziel — ein strukturelles
Defizit von 0,5 % des BIP — (ber den gesamten Programmzeitraum einzuhalten.
Dem Stabilitatsprogramm zufolge wird die offentliche Schuldenquote 2015 mit
68,8 % voraussichtlich ihren Hochststand erreichen und bis 2018 schrittweise auf
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66,1 %  zurickgehen. Das  makrookonomische  Szenario, das diesen
Haushaltsprojektionen zugrunde liegt, ist plausibel. In ihrer Frihjahrsprognose 2015
geht die Kommission davon aus, dass der strukturelle Saldo dem mittelfristigen Ziel
entspricht und in den Jahren 2015 und 2016 -0,3 % des BIP bzw. -0,4 % des BIP
erreichen wird. Aufgrund seiner eigenen Bewertung des Stabilitdtsprogramms und
unter Bertcksichtigung der Frihjahrsprognose 2015 der Kommission ist der Rat der
Auffassung, dass die Niederlande die Bestimmungen des Stabilitats- und
Wachstumspakts voraussichtlich einhalten. Mit 0,84 % des BIP im Jahr 2013 sind
die oOffentlichen Ausgaben fur Forschung und Entwicklung gemessen an den
Bildungsabschlissen, den wissenschaftlichen Leistungen und dem Stand der
wirtschaftlichen Entwicklung der Niederlande gering. Die Offentlichen Ausgaben in
diesem Bereich sind seit 2014 riicklaufig, auch die privaten FUE-Ausgaben bleiben
niedrig. Eine Umschichtung der Offentlichen Ausgaben auf Innovation und
Forschung, insbesondere auf die Grundlagenforschung, wie auch die
Implementierung von Rahmenstrategien zur Mobilisierung privater Investitionen in
FUE wirde dazu beitragen, das langfristige Wachstumspotenzial der
niederlandischen Wirtschaft zu steigern.

Eine wesentliche Herausforderung liegt im Wohnungsmarkt, wo jahrzehntelang
entstandene Verkrustungen und Fehlanreize die Muster fiir Wohnungsfinanzierung
und Ersparnisse dieses Sektors préagen. Die Neigung der privaten Haushalte, sich zur
Bildung von Immobilienvermégen hohe Bruttoschulden in  Form von
Hypothekenkrediten aufzulasten, ist auf langjéhrige steuerliche Anreize,
insbesondere die volle steuerliche Absetzbarkeit von Hypothekenzinsen
zuriickzufuhren. Um diese Anreize teilweise zu beseitigen, wurden seit 2012 eine
Reihe von MaRnahmen getroffen. Dazu zahlen u. a. Anderungen bei der steuerlichen
Behandlung der Wohnbaufinanzierung. Die schrittweise Einschrdnkung der
steuerlichen Absetzbarkeit von Hypothekenzinsen und Erh6hung der Tilgungsanreize
ist gerechtfertigt. Doch werden diese Mallnahmen zu langsam eingefihrt, um das
Tilgungsverhalten signifikant zu beeinflussen, so dass nach wie vor ein erheblicher
steuerlicher Anreiz fur Investitionen in unproduktive Vermdgenswerte besteht. Die
fiir 2018 anvisierte Beleihungsquote ist mit 100 % noch immer hoch. Der Mietmarkt
leidet unter der Regulierung und einem sehr groBen Sozialwohnungssektor, in dem
lange  Wartelisten die Regel sind. Die Einfihrung einer  starker
einkommensabhédngigen Mietpreisdifferenzierung bei Sozialwohnungen stellt zwar
einen Schritt in die richtige Richtung dar, zeigt aber nur eingeschrankt Wirkung.
Einem neuen Gesetz zufolge werden Wohnungsgesellschaften Tatigkeiten von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (z. B. den Bereich der Sozialwohnungen)
kiinftig von anderen Tatigkeiten trennen missen. Es bleibt abzuwarten, ob die
beabsichtigte Wirkung eintritt, d. h. Sozialwohnungen wieder bedarfsgerechter
zugewiesen werden und fur Menschen zur Verfiigung stehen, die sich Wohnraum zu
Marktbedingungen nicht leisten kdnnen.

Die langfristige Tragféhigkeit des Rentensystems wurde verbessert. Neben der
schrittweisen Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters von 65 Jahren im
Jahr 2012 auf 67 Jahre im Jahr 2023 und dessen Bindung an die Lebenserwartung in
der Folgezeit haben die Niederlande bei der privat finanzierten S&dule des
Rentensystems und bei der Pflege umfassende Reformen beschlossen. Die
Finanzaufsicht Uber die Rentenkassen wurde verbessert und die Widerstandsfahigkeit
des Systems gegen finanzielle Schocks erhéht. Ergénzt wurde dies durch erfolgreiche
Reformen, die &lteren Arbeitnehmern Anreize fir einen langeren Verbleib im
Erwerbsleben geben. Mit den Reformen bei der Pflege wurden Zustandigkeiten auf
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die Kommunen verlagert, wodurch die Gesamtausgaben gesenkt und
Effizienzgewinne in den Mittelpunkt gestellt wurden. Die Qualitat der Pflege und der
Zugang dazu missen verfolgt werden.

Eine der verbleibenden Herausforderungen besteht darin, tber die beschlossenen
Bestimmungen zu Indexierung und Finanzpuffern (Rahmenvorschriften fir die
Bewertung der Finanzlage) hinaus eine angemessene generationeninterne und -
ubergreifende Kosten- und Risikoaufteilung sicherzustellen und zu diesem Zweck
insbesondere die Beitrdge jungerer Menschen zu senken. Woirden die
versicherungstechnischen Beitrdge zur zweiten Sdule der Rentenversicherung fairer
gestaltet, wirde dies den privaten Haushalten eine wachstumsfreundlichere
Allokation ihrer Finanzmittel erleichtern.

Die 2014 in Kraft gesetzte umfassende Reform des Beschaftigungsschutzes zielt
darauf ab, die Erwerbsbeteiligung und Mobilitdt zu erhéhen. Die steuerlichen
Anreize, die von der Aufnahme einer Beschéaftigung abhalten, wurden verringert. In
einem vom Parlament verabschiedeten Gesetz wird den Arbeitgebern kiinftig eine
Quote fir die Einstellung von Menschen mit Behinderungen vorgegeben. Eine
umfassende Bewertung der Auswirkungen dieser MaRnahmen ist erst nach ihrer
Umsetzung moglich. Um die Integration von Arbeitsmarktrandgruppen, z. B. von
Menschen mit Migrationshintergrund, zu verbessern, sind weitere MalRnahmen
erforderlich.

Bei Einbeziehung nicht steuerlicher Pflichtabgaben liegt die Steuer- und Abgabenlast
in den Niederlanden signifikant tiber dem EU-Durchschnitt und es besteht Spielraum,
die Besteuerung auf weniger wachstumsschadliche Faktoren zu verlagern. Die
geplante Steuerreform wiirde zur Erh6hung der Erwerbsbeteiligung beitragen. Deren
Auswirkungen mussten nach der Umsetzung eingehend verfolgt werden.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
der Niederlande umfassend analysiert und diese Analyse im Lé&nderbericht 2015
veroffentlicht. Sie hat auch das Stabilitdtsprogramm und das nationale
Reformprogramm sowie die MaRnahmen zur Umsetzung der an die Niederlande
gerichteten Empfehlungen der Vorjahre bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren
Relevanz fir eine auf Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in
den Niederlanden berucksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die
wirtschaftspolitische Steuerung der Europdischen Union insgesamt durch auf EU-
Ebene entwickelte VVorgaben fir kiinftige nationale Entscheidungen zu verstérken,
auch deren Ubereinstimmung mit EU-Vorschriften und -Leitlinien beurteilt. Ihre
Empfehlungen im Rahmen des Europdischen Semesters spiegeln sich in den
nachstehenden Empfehlungen 1 bis 3 wider.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitdtsprogramm der
Niederlande gepriift und ist’® zu der Auffassung gelangt, dass die Niederlande den
Stabilitdts- und Wachstumspakt einhalten.

Vor dem Hintergrund der eingehenden Uberpriifung durch die Kommission und
dieser Bewertung hat der Rat das nationale Reformprogramm und das
Stabilitatsprogramm geprift. Seine Empfehlungen gemaR Artikel 6 der Verordnung
(EU) Nr. 1176/2011 spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 3 wider.
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Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission auch die
Wirtschaftspolitik des Euro-Wéhrungsgebiets insgesamt analysiert. Gestiitzt auf
diese Analyse hat der Rat spezifische Empfehlungen an die Mitgliedstaaten gerichtet,
deren Wahrung der Euro ist. Die Niederlande sollten auch die vollstandige und
fristgerechte Umsetzung dieser Empfehlungen sicherstellen —

EMPFIEHLT, dass die Niederlande 2015 und 2016

1.

die offentlichen Ausgaben in die FuE-Investitionsforderung umschichten und an
Rahmenbedingungen fur die Steigerung privater FUE-Ausgaben arbeiten, um dem
ricklaufigen Trend bei den o6ffentlichen FUE-Ausgaben entgegenzuwirken und das
Potenzial fur Wirtschaftswachstum zu steigern;

den Abbau der steuerlichen Absetzbarkeit von Hypothekenzinsen beschleunigen, um
so die steuerlichen Anreize fir Investitionen in unproduktive Vermégenswerte zu
mindern; einen starker marktorientierten Preismechanismus fir den Mietmarkt
einzufihren und die Mieten im Sozialwohnungssektor weiter an die
Haushaltseinkommen knipfen;

in der zweiten Sdule des Rentensystems die Beitragshohe flr Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die am Anfang ihres Berufslebens stehen, senken.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Préasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

